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Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und begrüßt die Teilnehmer und Teilnehmerinnen. Einleitend erläutert der Vorsitzende den Entwicklungsprozess des vorliegenden Entwurfes zu einem Behindertengleichstellungsgesetz. Die Grundlage zu diesem Entwurf bildet eine einstimmige Entschließung des Nationalrates und die EU – RL 2000/78/EG. Wegen der Komplexität dieser Querschnittsmaterie wurde eine Vorbegutachtung durchgeführt. In Folge wurden auf Grund von unterschiedlichen Stellungnahmen zum Entwurf Gespräche mit den Ländern und Sozialpartnern, jeweils unter Beiziehung der Behindertenvertreter, geführt.

Rubisch und Hofer erläutern die Grundlagen des Entwurfes.

Stellungnahmen der Ressorts

BKA:

Hesse stellt aus kompetenzrechtlicher Sicht fest, dass grundsätzlich zwischen der Festlegung der Diskriminierungstatbestände, die durch den Materiengesetzgeber geregelt werden, und den normierten Rechtsfolgen zu unterscheiden ist. Im Bereich der Schadenersatzansprüche stehen dem Bund gemäß Art 10 Abs. 1 Z 6 B-VG die Kompetenz in Gesetzgebung und Vollziehung unter Berücksichtigung des Art 15 Abs. 9 B-VG zu. Sofern keine umfassende Regelungskompetenz durch den Bund mittels einer Kompetenzdeckungsklausel angestrebt wird, bleibt der Materiengesetzgeber zur Regelung zuständig. Es könnte in diesem Fall – ähnlich dem Gleichbehandlungsgesetz des BMWA – eine salvatorische Klausel als Kompetenzregelung in den Entwurf eingefügt werden.

Weiters hält Hesse fest:

· Der Entwurf sieht keinerlei Verpflichtung zu einem positiven Tun hinsichtlich der Beseitigung einer Diskriminierung vor.

· Im Fall der Einhaltung aller gesetzlichen und behördlichen Verpflichtungen sollte seines Erachtens keine Schadenersatzverpflichtung entstehen.
BMJ:

Das BMJ begrüßt das Mediationsverfahren. Paukner gibt zu bedenken, dass es im Falle der Umsetzung des Entwurfes zu einer Mehrbelastung der Gerichte kommen werde. Auch spricht er sich für die Beibehaltung der Zugangsbeschränkung für behinderte Menschen für die Berufsgruppen der Richter, Staatsanwälte, Rechtspfleger und Exekutivbeamten aus. Diese Beschränkung ist auf Grund verfassungs- und verfahrensrechtlicher Gründe (z. B. wegen der unmittelbaren Beweisaufnahme) sachlich gerechtfertigt. Insbesondere ist die körperliche Eignung des Richters auf Grund dessen universeller Einsetzbarkeit eine unverzichtbare Voraussetzung.

Barth stellt den Schadenersatz als (alleiniges) Mittel zur Zielerreichung der Behindertengleichstellung in Frage. Ein darüber hinaus bestehender Beseitigungs- und Unterlassungsanspruch wäre verfassungsrechtlich unbedenklich und überlegenswert. Die im Entwurf verwendete Definition von Diskriminierung ist jedoch verfassungsrechtlich bedenklich, weil sie ihm zu unbestimmt erscheint.

BMI:

Für das BMI nimmt Willi wie folgt Stellung:

· § 14 BGStG und § 7f BEinStG beinhalten jeweils eine unzulässige dynamische Verweisung.

· Auf Grund der Tatsache, dass die überwiegende Mehrzahl der Bedienteten im Innenressort der Exekutive angehören und in diesem Bereich bestimmte körperliche Eignungen vorausgesetzt werden müssen, kann die Behindertenquote im Innenressort nicht erfüllt werden. Mittels einer Evaluierung will jedoch das BMI feststellen, ob nicht bestimmte Arbeiten, die bisher von Exekutivbeamten ausgeführt wurden, auch von behinderten Mitarbeitern getätigt werden können.

· Probleme mit dem Legalitätsprinzip (Art. 18 B-VG) ergeben sich durch § 2 SchlStG, das eine subsidiäre Dienstbehördenkompetenz beinhaltet. Es bedarf einer präziseren Fassung der behördlichen Zuständigkeit.

· Die Anknüpfung an eine sechs monatige Frist für das Vorliegen einer Behinderung erscheint zu lange.

BMGF:

Das BMGF begrüßt grundsätzlich den Entwurf des BGStG sowie die Bestimmungen zur Mehrfachdiskriminierung. Es wäre jedoch Folgendes anzuregen:

· Eigene Bestimmungen hinsichtlich Frauenförderung und Gewaltprävention sollen im Entwurf aufgenommen werden.

· Auf eine geschlechtssensible Zusammensetzung der Senate und eine sprachliche Gleichbehandlung von Mann und Frau ist Rücksicht zu nehmen.

· Eine entsprechende Ausbildung für Senatsmitglieder wie für externe Mediatoren ist vorzusehen.

· Im BEinstG gilt es, die schadenersatzrechtlichen Bestimmungen zu vereinheitlichen. Maßstab für die Vereinheitlichung ist die für die behinderte Person günstigere Regelung.

BMBWK:

Ronovsky wirft die Frage auf, ob bei Vorliegen einer (baulichen) Barriere in einer Pflichtschule eine Verpflichtung zu deren Beseitigung besteht bzw. wer die Kosten hierfür trägt. Weiters ist von Interesse, ob der Entwurf die Verpflichtung der Einstellung von behinderten Personen als Lehrer beinhaltet.

Ronovsky ersucht um ein Gespräch hinsichtlich der im Falle der Umsetzung des Entwurfes anfallenden Kosten.

Stellungnahmen der Behindertenorganisationen

Die VertreterInnen der Behindertenorganisationen sprechen sich für die Aufnahme materiellrechtlicher Regelungen in ein, die umfassende Gleichstellung herbeiführendes Behindertengleichstellungsgesetz aus. Erst danach könne man über Übergangsfristen reden. Das jetzige Begutachtungsstadium bedingt eine Diskussion über die grundsätzliche Ausrichtung und die Eckpunkte eines Behindertengleichstellungsgesetzes. Die Ressorts und die Länder sind zur Mitarbeit aufgerufen. 

Darüber hinausgehende Anmerkungen zum Entwurf sind:

· Neben schadenersatzrechtliche Regelungen sollen auch Beseitigungs- und Unterlassungsansprüche in den Entwurf aufgenommen werden.

· Zehn verschiedene Behindertengleichstellungsgesetze sind abzulehnen.

· Schon auf Grund des Art. 7 B-VG bestehen die Pflicht zur und das Recht auf Integration behinderter Menschen.

· Barrierefreies Bauen ist bei Neuerrichtung von Gebäuden und bei Renovierungen jedenfalls anzustreben.

· Blinde Menschen sollen - wie in anderen europäischen Ländern auch - die Möglichkeit besitzen, das Amt eines Richters ausüben zu dürfen.

· Die Definition des Personenkreises sollte – wie im Entwurf des Forums Gleichstellung angeregt – erweitert werden.

· Das Vorliegen einer sachlichen Rechtfertigung für den grundsätzlichen Ausschluss von Menschen mit Behinderungen von der Exekutivtätigkeit wird bezweifelt.

Abschließendes Resümee des Vorsitzenden

Der Vorsitzende erinnert an den Auftrag des Nationalrates an die Bundesregierung, ein umfassendes Gleichstellungsgesetz vorzulegen und appelliert an alle Ressorts, dazu Vorschläge für materielle Gesetzesänderungen vorzulegen. Darüber hinaus hält der Vorsitzende nach ausdrücklichem Befragen fest, dass der Vorentwurf mit Ausnahme der von den TeilnehmerInnen dargelegten Einwendungen, seitens der anwesenden Ressorts grundsätzlich Akzeptanz findet.

Das BGStG verursache im Wesentlichen keine direkten Kosten, da es sich um eine Umsetzungsvorschrift des Art. 7 B-VG handelt.

Der Vorsitzende erachtet eine Vertiefung der Gespräche in kleineren Gesprächsrunden für sinnvoll.
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